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III. 


Rückwirkung von Anführungen, die in Entſcheidungsgründen eines 

unter Anwendung des $ & des Geſetzes vom 22. October 1875 

gefällten Verwaltungsgerichtshoferkenntniſſes enthalten find, auf 

die ſelbſtſtändige Prüfung und Würdigung von Seiten der Ver: 

waltungsbehörde des Thatbeſtandes der an dieſelbe zurückgeleiteten 
Angelegenheit. 

In deu Entſcheidungsgründen des im früheren Aufſatze beſprochenen 
Verwaltungsgerichtshoferkeuntniſſes vom 23. April 1885 wird unter 
Anderem angeführt: 

„Die in der Sache bereits früher ergangene Entſcheidung des 
galiziſchen Laudesausſchuſſes vom 18. Mai 1883, 3. 23.022, iſt mit 
dem hiergerichtlichen Erkenntuiſſe vom 17. December 1883, 3. 2824, 
wegen mangelhaften Verfahrens deshalb aufgehoben worden, weil die 
Frage, ob der iſraelitiſche Friedhof in Z. geſchloſſen werden ſoll, oder 
nicht, von den autonomen Verwaltungsbehörden unter Beobachtung der 
diesbezüglich maßgebenden Geſetze, Erhebung und Würdigung der that⸗ 
ſächlichen Vorausſetzungen, ſelbſtſtäudig zu entſcheiden war, während die 
autonomen Behörden, von der irrthümlichen Vorausſetzung ausgehend, es 
ſei ihnen von Seiten der politiſchen Behörden der Auftrag zu Theil 
geworden, die Schließung des Friedhofes bedingungslos auszuſprechen, 
dieſen Ausſpruch ohne Erhebung der thatſächlichen Vorausſetzungen und 
ſelbſtſtändige Prüfung der Sachlage, ſowie ohne Anwendung der maß— 
gebenden Geſetze gethan haben. 

„Nachdem in dem vorliegenden Falle mit dem obeitirten hier⸗ 
gerichtlichen Erkenntniſſe ausdrücklich conſtatirt worden war, daß in der 
Sache eine inſtanzmäßige ſelbſtſtändige Eutſcheidung der autonomen 
Behörden im Sinne des § 3, lit. d des Geſetzes vom 30. April 1870, 


R. G. Bl. Nr. 68, nicht vorlag und der Verwaltungsgerichtshof dieſen Man- 


gel als die Außerachtlaſſung einer weſentlichen Form des Adminiſtrativver— 
fahrens erkannte, ſo war die Sanirung dieſes Gebrechens im Verfahren nicht 
anders möglich, als nur unter ſtrenger Beobachtung der Beſtimmung des 
in jenen Verwaltungsgerichtshoferkeuntuiſſe bereits berufenen § 3, It. d 
des Sanitätsgeſetzes, welcher die Angelegenheiten in Betreff Ueberwachung 
der Begräbnißplätze als im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde 
gelegen bezeichnet. Dieſe war daher in erſter Linie berufen, mit einer 
ſelbſtſtändigen Entſcheidung in der Sache vorzugehen, und da dieſes nicht 
geſchehen iſt und die im hiergerichtlichen Erkenntuiſſe conſtatirte Außer⸗ 
achtlaſſung der weſentlichen Form des Adminiſtrativverfahrens dadurch, 
daß der Laudesausſchuß nach gepflogenen Erhebungen ſofort in der Sache 
entſchieden hat, in keiner Weiſe behoben, vielmehr durch dieſen Vorgang 
der beſchwerdeführenden Partei der geſetzlich geregelte Juſtanzenzug 
benommen wurde,“ hat der Verwaltungsgerichtshof die augeſochtene 
Entſcheidung vom 8. Auguſt 1884, Z. 40.342, als geſetzwidrig aufs 
heben befunden. 

Die in den Entſcheidungsgründen des früheren Verwaltungsgerichts— 
hoferkenutniſſes vom 17. December 1883, 3. 2824, enthaltene Anführung, 
daß die autonomen Behörden, „insbeſondere der galiziſche Landes— 
ausſchuß,“ dieſe Angelegenheit nicht ſelbſtſtändig eutſchieden haben, 
benimmt ſomit gemäß dieſer vom Verwaltungsgerichtshofe ausgeſprochenen 
Anſicht dem Landesausſchuſſe die Berechtigung, bei wiederholter Ent— 
ſcheidung des vom iſraelitiſchen Cultusvorſtande in Z. wider den Beſchluß 
des P.'er Bezirksausſchuſſes ergriffenen Recurſes ſelbſtſtändig zu prüfen 
und abzusprechen, ob die unteren autonomen Behörden in dieſer Angelegenheit 
bereits früher ſelbſtſtäudig entſchieden, oder aber blos den ihnen von Seiten 
der politiſchen Behörden zu Theil gewordenen Auftrag in Vollzug geſetzt 
haben. Selbſt abgeſehen von dem Umſtande, ob die vom Landesausſchuſſe 
feiner Entſcheidung vom 8. Auguſt 1884, 8. 40.342, zu Grunde 
gelegte Anſicht, die niederen autonomen Behörden hätten in dieſer 
Augelegenheit bereits ſelbſtſtändig entſchieden, an ſich richtig ſei, oder 
nicht, ſoll ſchon die bloße Anführnng in den Entſcheidungsgründen des 
früheren Verwaltungsgerichtshoſerkenntniſſes, daß die autonomen Behörden 
dieſe Angelegenheit nicht ſelbſtſtändig im Inſtanzenzuge entſchieden 
haben, die vou der Vorausſetzung, daß die unteren autonomen Behörden 
dieſe Angelegenheit ſelbſtſtändig entſchieden haben, ausgehende neuerliche 
Landesausſchußentſcheidung geſetzwidrig machen. 

> Die diesfällige Anſicht des Landesausſchuſſes könnte wohl irrthümlich, 
objectiv unrichtig ſein. Gef etzwidrig wäre dieſelbe jedoch erſt in dem 
Falle, wenn ein Geſetz beſtehen würde, welches die Verwaltungsbehörden 
bei wiederholter Entſcheidung von Angelegenheiten, die an dieſelben unter 
Anwendung des 8 6 des Geſetzes vom 22. October 1875 zurückgeleitet 
worden ſind, bezüglich der Thatbeſtandsfragen nicht nur an den Inhalt 
des gefällten Verwaltungsgerichtshoferkenntniſſes ſelbſt, ſondern auch an 
die Anſührungen feiner Entſcheidungen binden ſollte. 

In der übrigens ziemlich weitläufigen Begründung des Verwaltungs⸗ 
gerichtshoferkenntniſſes wird blos mit Nachdruck hervorgehoben, daß die 


neuerliche Landesausſchußentſcheidung den in den Entſcheidungsgründen des 


früheren Verwaltungsgerichtshoferkenntniſſes enthaltenen Auführungen wider⸗ 
ſtreitet. Die Frage aber, ob die Annahme des Landesansſchuſſes, daß die 
unteren autonomen Behörden in dieſer Angelegenheit bereits ſelbſtſtändig 
eutſchieden haben, objectiv unrichtig ſei, wird völlig übergangen. 

Der directe Nachweis der vermeintlichen Unrichtigkeit der diesfälligen 
Annahme des Landesausſchuſſes war aber in dem vorliegenden Falle 
um ſo unerläßlicher, als: 

1. der Gemeindevorſtand, der Gemeinde⸗ 
dieſer Augelegenheit entſchieden haben, ohne die Rechtskraft der bezirks⸗ 
behördlichen Aufforderung abzuwarten und erſt der Landesausſchuß mit 
der Erledigung des au ihn gerichteten Recurſes bis zur Herablangung 
der Miniſterialeutſcheidung innegehalten hat. Deshalb hat erſt der Landes⸗ 
ausſchuß feine Eutſcheidung von der Aufforderung der politischen Behörden 
abhängig gemacht. Die unteren autonomen Behörden haben dagegen in 
der Sache entſchieden, ohne die Rechtskräftigkeit der bezirksbehördlichen 
Aufforderung abzuwarten, ſind alſo von der Vorausſetzung ausgegangen, 
daß die Schließung des fraglichen Friedhofes ſelbſt in dem Falle anzu⸗ 
ordnen ſei, wenn die diesfällige Aufforderung der Bezirkshauptmannſchaft 
im Recurswege von den höheren politiſchen Behörden aufgehoben werden 
ſollte. Die bezirksbehördliche Aufforderung hat ſomit den unteren autonomen 


und Bezirksausſchuß in 
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Behörden wohl Veranlaſſung gegeben, in dieſer Angelegenheit einzuſchreiten; 


dieſelben haben jedoch den Nechtöbeitand dieſer Aufforderung nicht als 
eine uuerläßliche Bedingung ihres Einſchreitens angejehen, ſondern in der 
Sache ſelbſt unter der Vorausſetzung, daß jene Aufforderung aufgehoben 
werden könute, das Geeignete verfügt, ſomit die Angelegenheit ſel bſt⸗ 
ſtändig entſchieden. 

2. Dieſe Sachlage hat auch der Verwaltungsgerichtshof in den 

Entſcheidungsgründen feines Erkenutuiſſes vom 17. December 1883, 
3. 2824, einigermaßen anerkannt, indem dort angeführt wird, daß „die 
aulonomen Behörden, insbeſondere der galiziſche Landesausſchuß, 
von der irrthümlichen Vorausſetzung ausgehend, es ſei ihnen von Seiten 
der politiſchen Behörden der Auftrag zu Theil geworden, die Schließung 
des Friedhofes bedingungslos auszuſprechen, dieſen Ausſpruch ohne 
Erhebung der thatſächlichen Vorausſetzungen und ſelbſtſtändige Prüfung 
der Sachlage, ſowie ohne Auwendung der maßgebenden Geſetze gethan 
aben“. 
2 3. Im Hofkanzleidecrete vom 23. Auguſt 1784 (Piller LAXV) 
wird die Schließung innerhalb dem Umfange der Ortſchaft gelegener 
Friedhöfe unbedingt angeordnet. Zur Anwendung dieſer Geſetzesauordnung 
iſt ſomit für die hiezu berufene Behörde eine genaue Kenntniß der Lage 
des Friedhofes vollkommen ausreichend. Es iſt aber unmöglich, anzunehmen, 
daß den Ortsbehörden, und ſolche ſind ja die unteren autonomen Behörden, 
die Lage des im Orte befindlichen Friedhofes unbekaunt ſein könnte. Deshalb 
dürfte wohl die Zuläſſigkeit der Aunahme, die unteren autonomen Behörden 
hätten die Schließung des fraglichen, im Orte befindlichen Friedhofes 
ohne ſelbſtſtändige Keuntuiß und Würdigung feiner Lage angeordnet, 
überhaupt außerhalb dem Bereiche des Möglichen gelegen ſein. 

Judem nun der Verwaltungsgerichtshof in ſeinem Erkenntniſſe vom 
23. April 1885, 3. 950, von der Vorausſetzung ausgeht, als ob die 
Anſchauung des Landesausſchuſſes, daß die unteren autonomen Behörden 
in dieſer Angelegenheit bereits ſchon früher ſelbſtſtändig entſchieden hätten, 
unrichtig wäre und dennoch, anſtatt die Irrthümlichkeit dieſer Auſchauung 
direct darzuthun, ſich auf die Auführung beſchränkt, daß die Entſcheidung 
des Landesausſchuſſes dem Juhalte der Begründung ſeines früheren 
Erkenntniſſes widerſtreitet, ſo folgt daraus, daß gemäß der Entſcheidungs⸗ 
gründe des Verwaltungsgerichtshoferkenntuiſſes vom 23. April 1885, 
3. 950, 

die in den Eutſcheidungsgründeu eines unter Anwendung 
des 5 6 des Geſetzes vom 22. October 1875 gefällten Ver— 
waltungsgerichtshoferkeuntniſſes enthaltenenen Anführungen 
der Verwaltungsbehörde die Berechtigung benehmen, den 
Thatbeſtand der an dieſelbe zurückgeleiteten Angelegenheit 
ſelbſtſtändig zu erheben, zu würdigen und hierüber zu ent⸗ 
ſcheiden. N { 

Das frühere Verwaltungsgerichtshoferkenntniß vom 17. December 
1883, 3. 2824, hat nicht die ganze Verhandlung der in Frage 
ſtehenden Augelegenheit vor den autonomen Verwaltungs- 
behörden, ſondern blos die Entſcheidung des Landesausſchuſſes vom 
18. Mai 1883, 3. 23.033, aufgehoben und die Sache an den 
Landesausſchuß zur Behebung der conjtatirten Mängel und nochmaliger 
Eutſcheidung zurückgeleitet. Die Entſcheidungen der unteren autonomen 


Behörden blieben alſo durch das Verwaltungsgerichtshoferkenntniß unberührt 
aufrecht beſtehend, und es lag blos dem Laudesausſchuſſe ob, die 
administrative Verhandlung dieſer Angelegenheit in der Richtung zu 
vervollſtändigen, damit dieſelbe von den autonomen Behörden im 
Inſtanzenzuge ſelbſtſtändig erhoben, gewürdigt und entſchieden werde. 
Deshalb hatte der Landesausſchuß vor Allem unmittelbar nach erfolgter 
Rückmittelung der diesfälligen Verhandlungsacten ſich aus denſelben die 
Ueberzeugung zu verſchaffen, ob die unteren autonomen Behörden in 
der Sache bereits ſelbſtſtändig entſchieden haben, oder nicht. Erſt nach 
Würdigung und Abſprechung über dieſe Aufrage konnte der Laudes⸗ 
ausſchuß in die Lage kommen, die gerügten Mängel des Adminiſtrativ⸗ 
verfahrens zu beheben. 

Die allfällige Einwendung, daß das Geſetz vom 22. October 
1875 dem Verwaltungsgerichtshofe die Berechtigung nicht einräume, die 
ganze durchgeführte Adminiſtrativverhandlung aufzuheben und deren 
neuerliche Durchführung anzuordnen, und daß der Verwaltungsgerichtshof 
deshalb blos die Landesausſchußentſcheidung aufheben durfte, führt 
nur zum Schluſſe, daß das Geſetz den Verwaltungsgerichtshof nicht mit 
der Befugniß ausgeſtattet habe, der Verwaltungsbehörde die zur Behebung 
der conſtatirten Mängel führenden Mittel obligatoriſch vorzuſchreiben. 
Gelangt die Angelegenheit wiederholt an den Verwaltungsgerichtshof, 
ſo kann derſelbe allerdings in die Lage kommen, zu erkennen, daß die 
von der Verwaltungsbehörde gewählten Mittel nicht ausreichten, um die 
conſtatirten Mängel des Adminiſtrativverfahrens zu beheben. Dem 
Verwaltungsgerichtshofe darf jedoch unmöglich die Berechtigung zugeſtanden 
werden, die wiederholte Entſcheidung der Verwaltungsbehörde ſchon des— 
halb für geſetzwidrig zu erklären, weil ſelbe den in den Entſcheidungsgründen 
des früheren unter Anwendung des § 6 des Geſetzes vom 22. October 
1875 erlaſſenen Verwaltungsgerichtshoferkenntnifſes enthaltenen Anſüh⸗ 
rungen widerſtreitet. 

Deshalb durfte die diesfällige, in den Eutſcheidungsgründen des 
Verwaltungsgerichtshoferkenntniſſes vom 17. December 1883, 8. 2824, 
enthaltene, übrigens ziemlich unklare Anführung den Landesausſchuß um 
ſo weniger von der ſelbſtſtändigen Würdigung jener Vorfrage entheben, als: 

a) den allgemeinen Grundſätzen der formellen Rechtstheorie entſpre⸗ 
chend nur der Inhalt des Judicats ſelbſt bindende Kraft hat, den Anfüh⸗ 
rungen der Eutſcheidungsgründe aber eine obligatoriſche Wirkung 
nicht zugeſchrieben werden darf; 

b) überdies im vorhergehenden Aufſatze erwieſen wurde, daß die 
Frage, ob ein Ausſpruch der Verwaltungsbehörde ohne Erhebung der 
thatſächlichen Vorausſetzungen, ohne ſelbſtſtändige Prüfung der Sachlage 
und ohne Anwendung der maßgebenden Geſetze erlaſſen wurde, eine 
Thatbeſtandsfrage iſt, und es deshalb abſolut unzuläſſig iſt, 
bei Löſung dieſer Thatbeſtandsfrage die Ausnahmsbeſtimmung 
des § 7 des Geſetzes vom 22. October 1875 analogiſch in Anwen⸗ 
dung zu bringen, welche der Verwaltungsbehörde die Pflicht auferlegt, 
bei weiteren Verfügungen in der betreffenden Angelegenheit die vom 


Verwaltungsgerichtshofe geoffenbarte Rechtsanſchauung ihrer Entſchei— 


dung zu Grunde zu legen. 


Weder allgemeine Grundſätze des Adminiſtrativverfahrens, noch 
ſpecielle Anordnungen des Geſetzes vom 22. October 1875 entheben 
alſo die Verwaltungsbehörde, an die eine Angelegenheit vom Verwal⸗ 
tungsgerichtshofe unter Anwendung des $ 6 dieſes Geſetzes zurückgeleitet 
wurde, von der ſelbſtſtändigen Würdigung und Entſcheidung der That⸗ 
beſtandsfrage, ob die vom Verwaltungsgerichtshofe conſtatirten Mängel 
des Adminiſtrativverfahrens auch bei Erlaſſung der vom Verwaltungs: 


gerichtshofe unmittelbar nicht aufgehobenen Entſcheidungen der unteren 


Verwaltungsbehörden unterlaufen ſind. 

Demgemäß hat der Landesausſchuß nicht nur keine Geſetzwidrigkeit 
ſich zu Schulden kommen laſſen, ſondern vielmehr blos der ihm 
geſetzlich obliegenden Verpflichtung entſprochen, indem er die Vor⸗ 
frage, ob das in dem verwaltungsgerichtlichen Erkenntniſſe vom 17. Decem⸗ 
ber 1883, 3. 2824, conſtatirte Gebrechen des Adminiſtrativverfahrens 
auch bei Erhebung und Entſcheidung der Angelegenheit durch die unteren 
autonomen Behörden unterlaufen ſei, ſelbſtſtäudig gewürdigt und ent⸗ 
ſchieden hat. Sollte ſelbſt die diesfällige Anſicht des Landesausſchuſſes 
dem richtigen Thatbeſtande widerſtreiten (was jedenfalls direct erwieſen 
werden ſollte), ſo wäre ſie dennoch nicht geſetzwidrig, weil kein 
Geſetz beſteht, welches den Landesausſchuß von der Verpflichtung ent- 
heben würde, auch bei wiederholter Entſcheidung der an ihn zurück⸗ 


geleiteten Angelegenheit jene Vorfrage ſelbſtſtäudig zu würdigen und 
hierüber abzusprechen. 

Es dürfte ſomit der Beweis erbracht worden ſein, daß: 

Anführungen, die in Entſcheidungsgründen eines unter 
Anwendung des $ 6 des Geſetzes vom 22. October 1875 erlaſſe— 
nen Verwaltungsgerichtshoferkenntniſſes enthalten ſind, die 
Verwaltungsbehörde von ſelbſtſtändiger Erhebung, Würdigung 
und Entſcheidung des Thatbeſtandes der an fie zuruckgeleiteten 
Angelegenheit nicht entheben. 

IV. 
Tragweite fanitärer Gutachten bei Schließung inner dem Umfange 
der Ortſchaft gelegener Friedhöfe. 

Zufolge Verwaltungsgerichtshoferkenntniſſes vom 23. April 
1885, 3. 950, ſoll die vom galiziſchen Landesausſchuſſe in Betreff 
Schließung des iſraelitiſchen Friedhofes in Z. am 8. Auguſt 1884, 
3. 40.342, wiederholt erlaſſene Entſcheidung ſowohl vom Standpunkte 


des Adminiſtrativverfahrens, als auch vom Standpunkte des Geſetzes vom 
22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876 (8 7), geſetzwidrig ſein. 


Es war Aufgabe der vorhergegangenen Aufſätze, zu würdigen, 


inwieferne die obige Landesausfchußentſcheidung deshalb dem Geſetze vom 
22. October 1875 widerſtreite, weil ſie den Anführungen des unter 
Anwendung des § 6 dieſes Geſetzes erlaſſenen Verwaltungsgerichtshof⸗ 
erkenntniſſes vom 17. December 1883, 3. 2824, zuwider von der 
Vorausſetzung ausging, daß die unteren autonomen Behörden die fragliche 
Angelegenheit bereits ſelbſtſtändig erhoben und entſchieden haben. 

Aus dem Standpunkte des Adminiſtrativverfahrens wird der 
bezüglichen Landesausſchußentſcheidung zum Vorwurfe gemacht, daß das 
der Entſcheidung zu Grunde gelegte ſanitäre Gutachten nicht geeignet ſei, 
eine Entſcheidung aus dem Sanitätsſtandpunkte zu rechtfertigen, und 
daß die Lage des Friedhofes den Anforderungen des Verwaltungs⸗ 
verfahrens entſprechend nicht erhoben wurde. 

In ſanitärer Richtung gelangt der Verwaltungsgerichtshof in 
ſeinen Entſcheidungsgründen zum Schluſſe, daß das fragliche ärztliche 
Gutachten nicht geeignet ſei, eine Entſcheidung vom Sanitätsſtandpunkte zu 
rechtfertigen. Weil dieſe Schlußfolgerung als Nichtigkeitsgrund der auf⸗ 
gehobenen Landesausſchußentſcheidung geltend gemacht wird, ſo fließt 
hieraus, daß gemäß der vom Verwaltungsgerichtshofe feinem Erkenntniffe 
zu Grunde gelegten Anſchauung: 

ſanitäre Gutachten einen unumgänglichen Beſtandtheil 
der adminiſtrativen Verhandlung bilden, wenn die Schließung 
eines Friedhofes aus Anlaß ſeiner Lage inner dem Umfange 
der Ortſchaft angeordnet wird. 

Das mit Gubernialverordnung vom 9. September 1784, 
3. 21.027 (Piller LENNY), kundgemachte Hofkanzleidecret vom 
23. Auguſt 1784 verordnet, daß alle inner dem Umfange der Ort⸗ 
ſchaften befindlichen Begräbnißplätze und Friedhofe unbedingt geſchloſſen 
und an deren Statt neue an einem abgeſonderten Orte gelegene eröffnet 
werden ſollen. Dieſe Anordnung iſt bis nunzu weder abgeändert, noch 
aufgehoben worden. Dieſelbe wurde vielmehr zu wiederholten Malen, 
unter Anderem mit Gubernialverordnungen vom 12. September 1806, 
8. 37.337, vom 31. December 1823, 3. 72.640, und vom 1. Juli 
1824, 3. 22.582, erneuert und in Erinnerung gebracht. 

Deshalb iſt bei Handhabung dieſer Geſetzesanordnung für die 
gemäß 8 3, lit. d des Sanitätsgeſetzes vom 30. April 1870, 
R. G. Bl. Nr. 68, zur Ueberwachung der Begräbuißplätze berufene 
Behörde die bloße Kenutniß von der Lage eines Friedhofes inner dem 
Umfange einer Ortſchaft ſchon an ſich vollkommen ausreichend, um die 
Schließung dieſes Friedhofes zu verfügen. Die Einholung ſanitärer 
Gutachten bildet keinen weſentlichen Beſtandtheil des diesfälligen 
Adminiſtrativverfahrens. Demgemäß kann im Allgemeinen die Mangel⸗ 
haftigkeit eines diesfälligen ärztlichen Gutachtens unmöglich die Ungil— 
tigkeit der Adminiſtrativentſcheidung begründen. 

In dieſem Sinne hat auch der Landesausſchuß in der Begründung 
feiner Entſcheidung vom 8. Auguſt 1884, 3. 40.342, ausdrücklich 
angeführt, daß in der vorliegenden Angelegenheit das ärztliche Gut⸗ 
achten blos zu dem Zwecke eingeholt wurde, um dem Landesausſchuſſe 
die Möglichkeit zu verſchaffen, zur inneren Ueberzeugung zu gelangen, 
ob nicht etwa beſondere Ausnahmsumſtände obwalten, welche den 
Landesausſchuß beſtimmen dürften, ohne dem ſanitären Standpunkte nahe 
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zu treten und ohne Gefährdung des öffentlichen Intereſſes, bezüglich 
des in Frage ſtehenden Friedhofes die unbedingte Strenge des Geſetzes 
in irgend einer Richtung zu modificiren. 5 

Das vom Verwaltungsgerichtshofe beanſtändete ſanitäre Gutachten 
hatte ſomit in dem vorliegenden Falle keine weiter reichende Tragweite, 
als daß ſelbes dem Landesausſchuſſe keine Grundlage zur Erwägung 
gegeben hat, ob es nicht zuläſſig ſein ſollte, in irgend einer Richtung 
ohne Gefahr für das öffentliche Wohl von der unbedingten Anwendung 
des Geſetzes abzugehen. 

Es beſteht aber kein Geſetz, welches zur Berfügung ſolcher Aus⸗ 
nahmen ermächtigen würde. Deshalb waren die Beſchwerdeführer nicht 
berechtigt, zu verlangen, daß der Landesausſchuß erwäge, ob es nicht 
zuläſſig wäre, ohne Gefährdung des öffentlichen Wohles von der ſtrengen 
Durchführung des Geſetzes Abgang zu nehmen; ſtand aber deu Beſchwerde⸗ 
führern in dieſer Richtung kein Recht zu, ſo kann anch ſelbſtverſtändlich 
weder von einer Rechtsverletzung die Rede ſein, noch darf die dies⸗ 
fällige Entſcheidung des Landesausſchuſſes und das dieſelbe begründende 
Sanitätsgutachten zufolge $ 2 des Geſetzes vom 22. October 1875 
Gegenſtand einer Verhandlung vor dem Verwaltungsgerichtshofe bilden. 

Das vom Verwaltungsgerichtshofe gleich am Eingange ſeiner 
Eutſcheidungsgründe mit ſolchem Nachdrucke gerügte ſanitäre Gutachten 
war ſomit ſeiner Würdigung völlig entzogen, und 

ſauitäre Gutachten bilden keinen weſentlichen Beſtand— 
theil adminiſtrativer Verhandlungen bei Schließung inner 
dem Umfange der Ortſchaft gelegener Friedhöfe. 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Das thierärztliche Diplom kann an und für ſich nicht als ein 
ausreichender Nachweis der Befähigung für die Erlangung der 
Conceſſion zur gewerbsmäßigen Ausübung des Hufbeſchlages 
angeſehen werden. 


Anläßlich der Verleihung der Conceſſion zum Betriebe des Huf⸗ 
ſchmiedgewerbes an einen diplomirten Thierarzt wurde die Frage ange⸗ 
regt, ob das thierärztliche Diplom an und für ſich den Nachweis der 
beſonderen Befähigung für die Conceſſion zur gewerbsmäßigen Ausübu⸗ 
des Hufbeſchlages vertreten könne und wurde gegen den dieſe Frage 
im bejahenden Sinne beautwortenden Erlaß der niederöſterreichiſchen 
Statthalterei eine Vorſtellung der Vorſtehung der Huf- und Wagen⸗ 


| ſchmiedegenoſſenſchaft in W. beim k. k. Miniſterium des Innern eingebracht. 


Hierüber hat das k. k. Miniſterium des Innern am 25. Februar 
1886, 3. 16.544 v. Jahre 1885, folgendermaßen entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
k. k. Handelsminiſterium über dieſe Vorſtellung auszuſprechen, daß das 
thierärztliche Diplom an und für ſich nicht als ein ausreichender Nach⸗ 
weis der behufs Erlangung der Conceſſion zur gewerbsmäßigen Aus⸗ 
übung des Hufbeſchlages erforderlichen beſonderen Befähigung angeſehen 
werden kann, weil in der Miniſterialverordnung vom 21. Juni 1874, 
R. G. Bl. Nr. 100, auf welche ſich die Miniſterialverorduung vom 
17. September 1883, R. G. Bl. Nr. 151, Punkt 10, bezieht, ausdrücklich 
gefordert wird, daß die Bewerber um die gedachte Conceſſion den Nachweis 
ihrer Befähigung entweder durch ein Zeugniß über den mit Erfolg gehörten 
halbjährigen Hufbeſchlagcurs oder durch ein Zeugniß zu liefern haben, 
welches beſtätigt, daß ſie vor einer Prüfungscommiſſion im Sinne der 
Miniſterialverordnuung vom 27. Auguſt 1873, R. G. Bl. Nr. 140, 
bei der Hufbeſchlagsprüfung entſprochen haben. 

An dieſe ausdrückliche Beſtimmung der Miniſterialverordnung vom 
21. Juni 1874, welche ſeither nicht geändert wurde, iſt ſich auch 
fernerhin zu halten.“ r. 


Föhrentriebe find „Holz“ im Sinne des § 17% II, lit. e St. G. 


Der von der Staatsanwaltſchaft erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Kreisgerichtes Zuaim vom 7. Juni 1885, 
3. 2361, womit Johann K. von der Anklage wegen des Verbrechens 
des Diebſtahls im Sinne der 8$ 171, 174 II. lit. e St. G. nach 
8 259, Z. 3 St. P. O. freigeſprochen wurde, ward vom k. k. Caſſations⸗ 
hofe mit Eutſcheidung vom 6. November 1885, 8. 8780, ſtattgegeben, das 
angefochtene Urtheil aufgehoben und zugleich gemäß 8 288, Z. 3 St. P. O. 


erkannt: Johann K. iſt ſchuldig des Verbrechens des Diebſtahls im Sinne 
der 88 171, 174 II, lit. e St. G., begangen dadurch, daß derſelbe in 
der Zeit von Weihnachten 1884 bis 24. Februar 1885 um ſeines 
Vortheiles willen fremde bewegliche Sachen im Werthe über 5 fl., und 
zwar Föhrentriebe, ſohin junges Holz im Werthe von 13 fl., mit 
beträchtlicher Beſchädigung der Waldung aus den Neuſiedler Waldanlagen 
und dem Beſitze der Stiftsherrſchaft Dürnholz ohne deren Einwilligung 
entzogen habe. — Gründe: 

Der Gerichtshof hat als erwieſen angenommen, daß Johann K. 
nach eigenem Geſtändniſſe im Laufe des verfloſſenen Winters in den der 
Stiftsherrſchaft Dürnholz gehörigen, bei Neuſiedl gelegenen Waldanlagen 
die Triebe, beziehungsweiſe Knospen der jungen Föhrenbäume auf einer 
Fläche von mehr als einem Hectar abgeſchnitten hat und daß die bei 
ihm vorgefundenen getrockneten Föhrentriebe ein Gewicht von 20 Kilo— 
gramm hatten, welche von den Sachverſtändigen auf 13 fl. geſchätzt 
wurden, ferner daß durch dieſe Handlung des Angeklagten nach Angabe 
des Privatbetheiligten und der Sachverſtändigen Hanatſchek und Katſchek 
die Waldanpflanzung in beträchtlicher Weiſe Schaden gelitten hat, da 
derſelbe auf 345 fl. beziffert wird. 


Deſſenungeachtet hat der Gerichtshof den Johann K. von der 
Anklage wegen Verbrechens des Diebſtahls nach 88 171, 174 II. lit. e 
St. G. nach $ 259, Z. 3 St. P. O. freigeſprochen mit der Begründung, 
daß der Thatbeſtand desjenigen Verbrechens, auf welches die Anklage 
lautet, nicht hergeſtellt erſcheint, da überhaupt die der Anklage zu Grunde 
liegende That vom allgemeinen Strafgeſetze nicht mit Strafe bedroht iſt, 
indem eines der weſeutlichſten Merkmale des Verbrechens des Diebſtahls 
im Sinne des § 174 II, lit. e St. G., daß Holz aus dem Beſitze eut— 
zogen wurde, hier maugle, weil nach § 1 der Beilage D zum Forſt⸗ 
geſetze vom 3. December 1852, R. G. Bl. Nr. 250, das Holz in 
Feuer⸗, Bau- und Werkholz geſchieden wird, der Angeklagte aber nur 
Föhrentriebe, reſp. Knospen, die weder in die eine, noch in die andere 
Gruppe von Holz eingereiht werden können, indem ſie erſt im Laufe 
der Zeit verholzen, alſo Holz werden ſollen, abgeſchuitten und nach 
Haufe genommen hat; es bilde daher die der Anklage zu Grunde liegende 
That lediglich nach § 60, Abſ. 3 einen Forſtfrevel, über welchen gemäß 
$ 68 des Forſtgeſetzes die Amtshandlung der politischen Behörde zuſtehe, 
weshalb die Acten derſelben abzutreten ſeien. 

Dieſer Freiſpruch erſcheint jedoch nicht gerechtfertigt und iſt die 
Begründung desſelben eine rechtsirrthümliche; denn nach § 59 des kaiſ. 
Patentes vonn 3. December 1852, R. G. Bl. Nr. 250, find die⸗ 
jenigen Verletzungen der Sicherheit des Waldeigenthumes, welche in dem 
allgemeinen Strafgeſetze vorgeſehen find, nach dieſem Geſetze zu beurtheilen 
und zu behandeln und ſind deshalb die im 8 60 des Forſtgeſetzes auf⸗ 
gezählten Waldbeſchädigungen nur inſoweit, als auf dieſelben das allgemeine 
Strafgeſetz keine Anwendung findet, als Forſtfrevel anzuſehen und zu 
beſtrafen. Es iſt ſomit nach $ 59 und auch nach § 68 des Forſtgeſetzes 
die Wirkſamkeit des allgemeinen Strafgeſetzes aufrecht erhalten worden. 

Wird nun erwogen, daß die abgeſchnittenen Föhrentriebe, reſp. 
Knospen, unzweifelhaft einen Verkehrswerth haben und daß derſelbe im 
gegenwärtigen Falle ein bedeutender lo l, il, daß überdies die 
Handlung unter erſchwerenden Umſtänden, nämlich mit beträchtlicher 
Beſchädigung der Waldpflanzung, vernbt wurde, fo kann es keinem Zweifel 
unterliegen, daß dieſelbe nach dem allgemeinen Strafgeſetze und nicht nach 
dem Forſtgeſetze zu beurtheilen und zu behandeln ſei. Wenn nun der 
Gerichtshof den Freiſpruch von der Anklage wegen Diebſtahlsverbrechens 
damit begründet, daß die Föhrentriebe, reſp. Knospen, kein Holz ſeien, 
weil nach § 1 der Beilage D zum Forſtgeſetze das Holz in Feuer-, Bau⸗ 
und Werkholz geſchieden werde, ſo hat der Gerichtshof eine Rechtsfrage 
zu einer Thatfrage gemacht, deren Entſcheidung ſich als eine rechtsirrthüm⸗ 
liche darſtellt, weil die Beilage D zum Forſtgeſetze keine Definirung des 
Begriffes Holz im Sinne des Strafgeſetzes ($ 174 IT, lit. e St. G.) 
enthält, ſondern, wie aus der Aufſchrift zu derſelben zu entnehmen iſt, 
lediglich zun Zwecke der Berechnung des Schadenerſatzes eine Unter- 
ſcheidung des Holzes aufſtellt; übrigens ſpricht S 3 der Beilage D ſelbſt 
auch von einer Entwendung von Holz, „vorausgeſetzt, daß nicht Gipfel, Aeſte 
und Zweige abgehauen oder abgeriſſen werden“, und es wird doch Nie⸗ 
mand in Abrede ſtellen, daß auch Gipfel, Aeſte und Zweige im Sinne 
des Strafgeſetzes als Holz anzuſehen ſind. 
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Geſetze und Verordnungen. 


1885. II. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 


Nr. 60. Ausgeg. am 31. Juli. — Inſtradirung der Fahrpoſtſendungen 
für Braila und Galatz. H. M. Z. 25.544. 22. Juli. — Aenderungen im 
Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Linien⸗ 
netzes. H. M. Z. 24.915. 22. Juli. 

Nr. 61. Ausgeg. am 6. Auguſt. Aenderung im Fahrpoſttarife 
„Schweiz“. H. M. Z. 26.030. 29. Juli. — Vertheilung des Nachtrages Nr. 8 
zum Berner Verzeichniſſe der Telegraphenbureaux. H. M. Z. 25.733. 24. Juli. — 
Zulaſſung von Correſpondenzkarten mit bezahlter Antwort im Verkehre mit den 


franzöſiſchen Colonien. H. M. Z. 26.622. 29. Juli. — Aenderungen im Fahr⸗ 
poſttarife „Italien“. H. M. Z. 26.370. 30. Juli. 
Nr. 62. Ausgeg. am 10. Auguſt. — Behandlung der Poſtpackete (Colis 


postaux) nach Egypten und Angabe des Werthes in den Zolldeclarationen. 
H. M. Z. 25.792. 30. Juli. — Aenderung im Fahrpoſttarife „Afrika“. 
H. M. Z. 27.442. 1. Auguſt. — Ermächtigung des k. k. Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenamtes in Wiznitz am Czeremosz zur Vermittlung von Poſtanweiſungen 
über mehr als 200 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. 3. 23.655. 
3. Auguſt. — Errichtung eines Poſtamtes in Brünnl in Böhmen. H. M. 
J. 25.924. 4. Auguſt. — Aenderungen im Fahrpoſttarife „Spanien“. H. M. 
3. 24.804. 13. Juli. 

Nr. 63. Ausgeg. am 14. Auguſt. — Behandlung der Correſpondenzen 
nach und von den Samoa- (Schiffer⸗„ Inſeln. H. M. Z. 27.284. 4. Auguſt. — 
Beitritt der britiſchen Colonie Tasmania zum internationalen Telegraphen⸗ 
vertrage. H. M. 3. 26.839. 5. Auguſt. Errichtung eines Poſtamtes in 
Albrechtsdorf. H. M. 8. 25.360. 5. Auguſt. 

Nr. 64. Ausgeg. am 20. Auguſt. — Aenderungen im Briefpoſttarife 
und im Fahrpoſttarife „Afrika“. H. M. Z. 27.453. 1. Auguſt. — Errichtung 
von königl. ungariſchen Poſtämtern. H. M. Z. 28.345. 10. Auguſt. 

Nr. 65. Ausgeg. am 22. Auguſt. — Verpflichtung der Abſender von 
Nachnahmeſendungen zur Ausfertigung einer neuen Poſtbegleitadreſſe im Falle 
der Auflaſſung des Nachnahmebetrages. H. M. 3. 27.283. 4. Auguſt. — Genaue 
Bezeichnung des Bezirkes, der Gaſſe und Hausnummer bei den nach Prag 
lautenden Poſtfrachteu. H. M. 8. 27.125. 7. Auguſt. Ergänzung des Ver⸗ 
zeichuiſſes der zum Austauſche von Briefen mit Werthangabe (Lettres de valeur) 
ermächtigten ſpaniſchen Poſtämter. H. M. Z. 27.889. 10. Auguſt. — Ermäch⸗ 
tigung des bulgariſchen Poſtamtes in Lescovetz zum Austauſche von Poſt- 
anweiſungen. H. M. Z. 28.721. 16. Auguſt. 

Nr. 66. Ausgeg. am 24. Auguſt. — Aenderungen im Briefpofttarife. 
H. M. Z. 28.790. 13. Auguſt. — Aenderung im Fahrpoſttarife „Schweiz“. 
H. M. Z. 27.281. 16. Auguſt. — Errichtung eines Poſtamtes in Mladeiov in 
Böhmen. H. M. Z. 28.402. 19. Auguſt. — Errichtung des ſchweizeriſchen Poſt⸗ 
bureau Langgaß. H. M. 3. 28.630. 17. Auguſt. 

Nr. 67. Ausgeg. am 26. Auguſt. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Ober⸗Trixen in Kärnten. H. M. Z. 28.805. 20. Auguſt. — Aenderungen im 
Telegraphentarife. H. M. 3. 27.364. 20. Auguſt. 

Nr. 68. Ausgeg. am 31, Auguſt. — Beſchränkung des Poſtpacketver⸗ 
kehres mit Portugal. H. M. 3. 30.326. 28. Auguſt. — Verlegung des Poſt⸗ 
amtes Campo maggiore nach Poute delle Arche. H. M. Z. 28.556. 26. Auguſt. — 
Neuauflage des topographiſchen Poſt⸗Lexikons des Erzherzogthums Oeſterreich 
unter der Enns. H. M. 8. 29.330. 18. Auguſt. — Hinausgabe des Nachtrages 
Nr. 5 zum Verzeichniſſe der Poſt⸗ und Telegraphenämter in Oeſterreich⸗ 
Ungarn und in Bosnien-Herzegowing. H. M. Z. 25.381. 20. Auguſt. 

Nr. 69. Ausgeg. am 3. September. — Aenderungen im Fahrpoſt⸗ 
tarife „Portugal“. H. M. Z. 29.756. 26. Auguſt. — Verbot der Einfuhr von 
Baumwolle in Portugal auf dem Wege über Spanien. H. M. Z. 29.707. 
26. Auguſt. — Siſtirung des Verkehres von Colis postaux mit Sardinien und 
Sicilien. H. M. 3. 30.847. 1. September. — Errichtung von königl. ungariſchen 
Poſtamtern. H. M. 8. 30.115. 26. Auguſt. — Aenderungen im Stande der 
öfterreichiichen Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. 
3. 28.740. 27. Auguſt. — Aenderung im Briefpoſttarife. H. M. 3 29.953 
26. Auguſt. 

Nr. 70. Ausgeg. am 9. September. — Einſtellung des Verkehres von 
Colis postaux mit Tunis und Tripolis. H. M. 3. 31.079. 4. September. — 
Zuſtellung der nach Budapeſt lautenden Fahrpoſtpackete in die Wohnung. 
H. M. Z. 29.720. 26. Auguſt. — Beitritt von Tunis zum internationalen 
Telegraphenvertrage. H. M. Z. 26.643. 20. Auguſt. — Erhöhung des Höchſt⸗ 


betrages bei Poſtanweiſungen, Nachnahmen und Poſtaufträgen im öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Poſtverkehre, dann im Verkehre mit dem Occupationsgebiete von 
200 fl. auf 300 fl. per Stück. H. M. Z. 28.151. 28. Auguſt. — Errichtung 
eines Poſtamtes im Bahnhofe der ausschließlich priv. Kaiſer Ferdinands⸗Nord⸗ 
bahn Hullein (Hultn). H. M. Z. 29.808. 31. Auguſt. 

Nr. 71. Ausgeg. am 10. September. — Einſtellung des Verkehres von 
Geld⸗ und Frachtſendungen mit Sardinien und Sicilien. H. M. 8. 31.283. 
7. September. — Errichtung eines Poſtamtes in Chotovin in Böhmen. H. M. 
3. 31.073. 7. September. — Errichtung eines Poſtamtes in Königshof in 
Böhmen. H. M. Z. 31.074. 7. September. 

Nr. 72. Ausgeg. am 15. September. — Verbot der Einfuhr von Colis 
postaux aus Italien in Portugal. H. M. 8. 31.614. 9. September. — Beigabe 
von Munitionsgeleitſcheinen zu Sendungen von Patronenhülſen mit Zündern 
oder Zündhütchen (Kapſeln). H. M. Z. 28.820. 21. Auguſt. — Veränderte 
Faſſung des § 6 im Artikel XXXII des Reglements zur Ausführung des Pariſer 
Weltpoſtvertrages. H. M. 3. 30.784. 7. September. — Errichtung eines Poſt⸗ 
amtes in Schloß Thalheim in Niederöſterreich. H. M. Z. 30.911. 9. September. — 
Errichtung eines Poſtamtes in Steindorf am Oſſiacher See. H. M. Z. 31.353. 
12. September. — Beitritt der franzöfifchen Colonie Senegal zum internationalen 
Telegraphenvertrage. H. M. Z. 28.768. 4. September. 

Nr. 73. Ausgeg. am 17. September. — Beſtimmung des Agiozufchlages 
zu den Pränumerationsgebühren für ausländiſche Zeitungen pro IV. Quartal 
1885. H. M. Z. 31.607. 10. September. — Aenderung im Fahrpoſttarife 
„Frankreich“. H. M. 8. 30.991. 11. September. — Errichtung von Poſtämtern 
in Rothenthurn, St. Andrä in Windiſchbüheln und Wörſchach. H. M. Z. 29 408. 


15. September. — Errichtung eines Poſtamtes in Au bei Goiſern in Ober- 
öſterreich. H. M. Z. 31682. 15. September. 
Nr. 74. Ausgeg. am 24. September. — Siſtirung des Verkehres von 


Colis postaux mit Portugal. H. M. Z. 32.286. 15. September. — Bezug der 
vom internationalen Poſtbureau in Bern herausgegebenen Documente, betreffend 
den Berner, Pariſer und Liſſaboner Poſtcongreß, ſowie die Pariſer Boftcon- 
ferenz. H. M. Z. 31.819. 14. September. Briefbeförderung nach der Türkei. 
H. M. Z. 31.499. 14. September. — Herabſetzung der Lagerfriſten bei Poſt⸗ 
auftragen im internen Verkehre der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie, im Ver⸗ 
kehre nach dem Occupationsgebiete und im Wechſelverkehre zwiſchen Defterreich- 
Ungarn und Deutſchland. H. M. Z. 31.814. 14. September. — Erhöhung des 
Betrages, bis zu welchem Geldbriefe geſchloſſen aufzugeben ſind, auf 300 fl. 
H. M. Z. 32.425. 16. September. 

Nr. 75. Ausgeg. am 30. September. — Feſtſetzung des Poſtrittgeldes 
für das Winterſemeſter 1885 1886, d. i. für die Zeit vom 1. October 1885 bis 
Ende März 1886. H. M. 8. 27.859 23. September. — Poſtverkehr mit 
Rum elien. H. M. 8. 33.638. 25. September. — Einſtellung des Fahrpoſt⸗ 
verkehres nach Portugal auf dem Wege über Frankreich. Verbot der Einfuhr 
von Federn, Haaren u. ſ. w. in Spanien auf dem Wege über Frankreich 
H. M. 8. 32.611. 18. September. — Behandlung unbeſtellbarer Packete ohne 
Nachnahme in dem durch Deutſchland vermittelten Verkehre Oeſterreich-Ungarns 
mit fremden Ländern. H. M. Z. 33.861. 28. September. 

Nr. 76. Ausgeg. am 1. October. — Einſchärfung des Verbotes der 
Ein⸗ und Durchfuhr von Hadern, altem Tauwerke, alten Kleidern, gebrauchter 
Leibwäſche und gebrauchtem Bettzeuge aus Italien. H. M. Z. 33.143. 20. Sep⸗ 
tember. 

Nr. 77. Ausgeg. am 4. October. — Verbot der Zeitſchriften „Beo- 
gradski Dnevnik“, „Novi beogradski Dnevnik“ und „Srbobran“. H. M. 
3. 34.156. 2. October. — Verbot der Zeitſchrift „Zlatibor“. H. M. 3. 34.157. 
2. October. — Hinausſchiebung des Termines für die Einführung des Fran⸗ 
kirungszwanges für Packete bis 5 Kilogramm aus Frankreich bei der Beförderung 
über Elſaß⸗Lothringen. H. M. Z. 33.808. 28. September - Behandlung 
unbeſtellbarer Packete ohne Nachnahme im Verkehre zwiſchen Oeſterreich⸗Ungarn 
und der Schweiz. H. M. Z. 33.919. 30. September. — Höchſtbetrag der Poſt⸗ 
anweiſungen im Verkehre mit den k. k. Poſtämtern in der Türkei und Egypten. 
H. M. Z. 33.353. 26. September. Errichtung eines Poſtamtes in Podhoran 
a. d. Moldau. H. M. Z. 32.616. 26. September. 

Nr. 78. Ausgeg. am 8. October. — Uebernahme und Uebergabe von 
Fahrpoſtſendungen durch Poſtamtsdiener in den Ambulance-Beiwaggons. H. M. 
3. 33.153. 1. October. 

Nr. 79. Ausgeg. am 12. October. — Aenderungen im Briefpoſttarife. 
H. M. Z. 34.258. 3. October. — Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen 
Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 32.371. 
30. September. 

Nr. 80. Ausgeg. am 18. October. — Hinausgabe neuer Fahrpoſt⸗ 
tarife „Helgoland und Norwegen“ und Aenderungen in den Fahrpoſttarife“ 
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„Belgien“, „Dänemark“, „Frankreich“, „Großbritannien und Irland“ „Luxem⸗ 
burg“, „Niederlande“ und „Amerika“. H. M. Z. 35.084. 5. October. — Poſt⸗ 
packetverkehr nach Sardinien und Sicilien. H. M. Z. 34.947. 6. October. — 
Dampfſchiffverbindung zwiſchen Liverpool und der Weſtküſte von Afrika. H. M. 
Z. 34.898. 7. October. 

Nr. 81. Ausgeg. am 24. October. — Einſtellung des Werthbriefver⸗ 
kehres mit den ottomaniſchen Poſtanſtalten. H. M. 3. 36.129. 20. October. — 
Ergänzung des Verzeichniſſes der deutſchen Zollſtellen, über welche die Einfuhr 
von Pflanzen u. ſ. w. in Deutſchland ſtattfinden darf. H. M. Z. 35.171. 
7. October. — Aenderungen im Fahrpoſttarife „Spanien“. H. M. Z. 34.890. 
7. October. — Errichtung eines Poſtamtes in Abbazia im Küſtenlande. H. M. 


Z. 33.907. 8. October. Errichtung eines Poſtamtes in Kleinmünchen. H. M. 
8. 35.300. 13. October. — Errichtung eines Poſtamtes in Jungferndorf. H. M. 
8. 34.618. 13. October. — Errichtung eines Poſtamtes in Znorov. H. M. 
3. 35.695. 16. October. — Errichtung eines Poſtamtes in St. Margarethen 


in Krain. H. M. Z. 35.147. 17. October. Vertheilung des Nachtrages 
Nr. 9 zum Berner Verzeichniſſe der Telegraphenbureaux. H. M. Z. 32.799. 
13. October. 

Nr. 82. Ausgeg. am 25. October. — Ermächtigung des k. k. Poſt⸗ und 
Telegraphenamtes in Sanok zur Vermittlung von Poſtanweiſungen über mehr 
als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. Z. 36.286. 19. October. 
— Aenderungen im Telegraphentarife. H. M. Z. 34.753. 17. October. 

Nr. 83. Ausgeg. am 28. October. Verbot der Zeitſchrift „Zeta“. 
H. M. Z. 37.411. 25. October. Portofreiheit der Correſpondenz der Schul⸗ 
ausſchüſſe der gewerblichen Fortbildungsſchulen. H. M. Z. 20.189. 8. October. 

Aenderungen im Fahrpoſttarife „Frankreich“. H. M. Z. 36.625. 19. October. 
Errichtung eines Poſtamtes in Vez. H. M. Z. 35.608. 20. October. 

Nr. 84. Ausgeg. am 3. November. — Aenderung im Fahrpoſttarife 
„Frankreich“. H. M. Z. 34.039. 14. October. — Aenderungen im Briefpoſttarife. 
H. M. Z. 27.241. 21. October. — Frankirung der aus Oſtrumelien herrührenden 
Correſpondenzen. H. M. Z. 36.459. 21. October. — Aenderungen im Briefpoſt⸗ 
tarife. H. M. Z. 36.879. 21. October. — Frankirung der in Colon und Panama 
aufgegebenen Correſpondenzen. H. M. Z. 36.883. 21. October. 

Nr. 85. Ausgeg. am 5. November. — Verbot der Zeitſchrift „Branik“. 
H. M. Z. 38.706. 4. November. — Poſtverbindungen mit den La Plata-Staaten 
und mit Braſilien. H. M. Z. 37.301. 27. October. Ermächtigung des könig⸗ 
lich ungariſchen Aerarialpoſtamtes Sepſi⸗Szent György zur Vermittlung von 
Poſtanweiſungen über mehr als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. 
8. 47.413. 28. October. Errichtung eines Poſtamtes in Klein-Mohrau an 
der mähriſchen Grenzbahn. H. M. Z. 37 618. 30. October. — Aenderungen im 
Stande der öſterreichiſchen Telegraphenſtationen und Ergänzungen des Linien⸗ 
netzes. H. M. Z. 36.235. 23. October. — Errichtung eines Poſtamtes in 
Kuttelberg. H. M. Z. 37.711. 31. October. 

Nr. 86. Ausgeg. am 12. November. — Aenderungen in den Fahrpoſttarifen 
„Frankreich“ und „Schweiz“. H. M. Z. 38.454. 5. November. Errichtung von 
königlich ungariſchen Poſtämtern. H. M. Z. 39.125. 5. November. — Errichtung 
eines Poſtamtes in Rogozno in Galizien. H. M. Z. 38.055. 6. November. 

Nr. 87. Ausgeg. am 18. November. — Wiedereröffnung des Verkehres 
von Colis postaux mit Sicilien. H. M. Z. 38.402. 31. October. — Aenderungen 
im Fahrpoſttarife „Frankreich“. H. M. Z. 38.506. 31. October. Bezeichnung 
der Zollſendungen mittelſt aufzuklebender Zettel. H. M. Z. 36.448. 2. Novem⸗ 
ber. — Behandlung der Caſſabeſtände im Poſtſparcaſſendienſte. H. M. Z. 972. 
4. November — Gebührenfreie Beförderung der täglichen telegraphiſchen Witte⸗ 
rungsberichte nach Caſtelnuovo. H. M. Z. 38.249. 6. November. Einſchärfung 
der Beſtimmungen über die Behandlung der Nachnahme-Poſtanweiſungen im 
Verkehre mit der Schweiz. H. M. Z. 38.514. 8. November. — Ergänzung des 
Briefpoſttarifes. H. M. Z. 39.315. 9. November. 

Nr. 88. Ausgeg. am 20. November. — Poſtaufträge im internen Ver⸗ 
kehre von Oeſterreich-Ungarn und nach dem Occupationsgebiete. H. M. 
Z. 32.866. 8. November. — Betreffend Nachnahmeſendungen im internen Ver⸗ 
kehre Oeſterreich⸗Ungarns und nach dem Occupationsgebiete. H. M. Z. 37.078. 
8. November. 

Nr. 89. Ausgeg am 24. November. — Einſtellung des Poſtanweifungs⸗ 
verkehres mit Bulgarien. H. M. 3. 40 546. 17. November. — Wiedereröffnung 
des Verkehres von gewöhnlichen Fahrpoſtſendungen mit Sicilien. H. M. Z. 40.353, 
17. November. — Ermächtigung der königlich ungariſchen Aerarialpoſtämter zur 
Umrechnung der Poſtanweiſungen im Verkehre mit dem Auslande. H. M. 
3: 38.043. 10. November. 

Nr. 90. Ausgeg. am 26. November. — Wiedereröffnung des Verkehres 
von gewöhnlichen Fahrpoſtſendungen mit Sardinien. H. M. 3. 41.286. 
23. November. — Aenderung im Fahrpoſttarife „Amerika“. H. M. Z. 41.026. 


19. November. — Auflafſung der Poſtſtationen in Chmielöwka und Jazlowiee 
H. M. Z. 37.316. 18. November. — Errichtung eines Poſtamtes in Pieris. 
H. M. Z. 38.733. 19. November. Einführung des Fahrpoſtdienſtes bei den 
Poſtämtern Erveuik und Zegar. H. M. Z. 39.318. 20. November. 

Nr. 91. Ausgeg. am 30. November. — Wiedereröffnung des Verkehres 
von Colis postaux mit Sardinien. H. M. Z. 40.952. 21. November. — Porto⸗ 
freiheit der Poſtſendungen des Landesculturrathes in Iſtrien. H. M. Z. 39.901. 
15. November. — Einführung einer neuen Signette für den Zeitungsſtempel. 
H. M. Z. 41.292. 22. November. — Neuerliche Einſchärfung der Poſtvorſchriften 
über die Verpackung der Fahrpoſtſendungen und über deren behutſame Behand⸗ 
tung durch die Poſtbedienſteten. H. M. Z. 40.941. 22. November. 

Nr. 92. Ausgeg. am 1. December. — Zolldeclarationen zu den Sen⸗ 
dungen nach Griechenland und der Türkei, ſowie nach Egypten, Aſien und 
Auſtralien bei der Beförderung über Trieſt. H. M. Z. 40.742. 23. November. 
— Wiedereröffnung des Verkehres von Colis postaux mit Tunis und Tripolis. 
H. M. 3. 41.446. 23. November. 

Nr. 93. Ausgeg. am 8. December. — Unzuläſſigkeit der Beförderung 
vorſchriftswidrig beſchaffener Correſpondenzkarten. H. M. Z. 1611. 28. November. 
— Beitritt des Congo⸗Staates zum Weltpoſtvereine. HD. M. Z. 40.106. 
29. November. 

Nr. 94. Ausgeg. am 10. December. Berichtigung der Tabellen zur 
Umrechnung von Poſtanweiſungen. H. M. Z. 41.615. 29. November. — Er⸗ 
mächtigung des königlich ungarischen Aerarialpoſtamtes Körmend zur Vermittlung 
von Poſtanweiſungen über mehr als 300 fl. und von Nachnahmen bis 500 fl. 
H. M. 3. 42.327. 4. December. — Aenderungen im Briefpoſttarife. H. M. 
3. 38.726. 29. November. Aenderungen im Stande der öſterreichiſchen Tele⸗ 
graphenſtationen und Ergänzungen des Liniennetzes. H. M. Z. 40.502. 
27. November. 

Nr. 95. Ausgeg. am 12. December. — Beſtimmung des Agiozuſchlages 
zu den Pränumerationsgebühren für ausländiſche Zeitungen pro I. Quartal 1886. 
H. M. Z. 42.481. 4. December. — Bezug der vom internationalen Poſtbureau 
in Bern herausgegebenen Zeitſchrift „L’Union Postale“. H. M. 3. 42.839. 
7. December. — Aenderung im Fahrpoſttarife „Spanien“. H. M. Z. 41.335. 
29. November. 

Nr. 96. Ausgeg. am 16. December. — Ermächtigung der Aerarialpoſt⸗ 
ämter Wien Marokkanergaſſe und Wien Neubau, Bernardgaſſe zur Annahme von 
Poſtanweiſungen über mehr als 300 fl. und von Nachnahmeſendungen bis 500 fl. 
H. M. Z. 43.491. 12. December. 

Nr. 97. Ausgeg. am 18. December. — Portofreiheit der Correſpondenzen 
der vom k. k. Ackerbauminiſterium eingeſetzten Specialeommiffion zur Ermittlung 
von Sicherheitsmaßregeln gegen ſchlagende Wetter. H. M. Z. 42.133. 6. Decem⸗ 
ber. — Regulirung der Zeitangabe bei der Behandlung der Staats- und Privat⸗ 
telegramme durch die öſterreichiſchen Eiſenbahn-Telegraphenſtationen. H. M. 
Z. 40.673. 11. December. 

Nr. 98. Ausgeg. am 19. December. Einführung der Poſtanweiſungen 
im Verkehre zwiſchen Defterreich-Ungarn und Norwegen. H. M. 8. 43.293. 
16. December. — Eröffnung des Poſtanweiſungsverkehres zwiſchen Oeſterreich⸗ 
Ungarn und Egypten. H. M. Z. 43.495. 16. December. 

Nr. 99. Ausgeg. am 21. December. — Einſtellung des Retourporto und 
der aufgelaufenen Nebengebühren in den Frachtkarten nach Deutſchland. H. M. 
Z. 43.331. 7. December. 

Nr. 100. Ausgeg. am 22. December. — Auflafſung der Poſtſtation in 
Spielfeld in Steiermark. H. M. Z. 42.339. 16. December. — Aenderungen im 
Telegraphentarife. H. M. Z. 42.975. 15. December. 

Nr. 101. Ausgeg. am 23. December. — Erweiterung des Poſtverkehres 
mit dem Occupationsgebiete. H. M. Z. 44.710. 20. December. 

Nr. 102. Ausgeg. am 24. December. — Aenderungen im Fahrpoſttarife 
„Luxemburg“. H. M. Z. 44.050. 18. December. — Aenderungen im Fahrpoſt⸗ 
tarife „Spanien (mit Gibraltar)“. Adreſſirung der Colis postaux nach Spanien. 
H. M. 8. 43.650. 20. December. — Vertheilung des Nachtrages Nr. 10 zum 
Berner Verzeichniſſe der Telegraphenbureaux. H. M. Z. 42.752. 16. December. 
— Ergänzung der Vorſchriften über die Behandlung der Telegraphen⸗Aufgabe⸗ 
ſcheine. H. M. Z 44.098. 18. December. 

Nr. 103. Ausgeg. am 28. December. — Hinausgabe des Preisverzeich⸗ 
niſſes der in der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie und im Auslande erſcheinen⸗ 
den Zeitungen für das Jahr 1886. H. M. Z. 43.461. 15. December. — Er⸗ 
höhung der Giltigkeitsfriſt für Poſtanweiſungen im Verkehre mit Deutſchland, 
Helgoland, Luxemburg, der Schweiz, Belgien, den Niederlanden und Italien. 
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H. M. Z. 43.733. 18. December. — Aenderungen im Fahrpoſttarife „Frank⸗ 
reich“. H. M. Z. 44.470. 20. December. — Errichtung des k. k. Militär⸗Poſt⸗ 
und Telegraphen⸗Filialamtes Sarajewo. H. M. Z. 44.379. 21. December. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionschefs 
bekleideten Miniſterialrathe im Handelsminiſterium Dr. Heinrich Ritter von 
Wittek eine Seetionschefsſtelle in diefem Miniſterium verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe Dr. Moriz Roll im Miniſterium 
des Innern das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Ferdinand Jäger zum Inſpector der Wiener Donaucanal- 
Inſpection ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat die vom leitenden Generalconſulate in 
Chriſtiania verfügte Beſtellung des Karl Johnſen zum k. und k. Conſular⸗ 
agenten in Chriſtiansſand genehmigt. 

‚Der Finanzminiſter hat den Finanzinſpector Otto Grafen Sarnthein 
zum Finanz⸗Oberinſpector der k. k. Finanz⸗Landesdirection in Linz ernannt. 
Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtcommiſſär Andreas Lun da und 


den Poſtcommiſſär Roman Hubrich zu Poſtſecretären und den Poſteommiſſär 


er von Chokodecky⸗Bialynia zum Oberpoſtcommiſſär in Lemberg 
rnannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Conſtantin Schmid zum 
Dberpofteontrolor in Lemberg ernannt. 
& Der Handelsminiſter hat die Rechnungsrevidenten Ludwig Rothhansl, 
Joſeph Meixner, Emil Bartuska, Alois Schneider, Ferdinand Winkel⸗ 
mayer und Anton Schnitzer zu Rechnungsräthen im Handelsminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


5 Vier Prakticantenſtellen bei der k. k. Generaldirection der Tabakregie 
für abſolvirte Techniker mit einem jährlichen Adjutum von je 500 fl. oder 600 fl. 
1 % zufriedenſtellender Verwendung, bis Ende Auguſt. (Amtsbl. 
15 , 
Rechnungsrevidentenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Prag in der neunten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten oder Rechnungs⸗ 
aſſiſtentenſtelle in der elften Rangsclaſſe, bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 176.) 
Rechnungsrathsſtelle bei der Krainer Landesregierung in der achten Rangs⸗ 
Tale l e ud de in der neunten oder Rechnungsofficials- 
f in der zehnten oder Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der i 
20. Nuguft. Antebl. Rr. 176) Neuen in 
Proviſoriſche Ingenieursſtelle bei der Stadtgemeinde Steyr mit monatlich 

100 fl. Gehalt, bis 12. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 177.) 


Bezirks-Commiſſär 
ſucht Dienſttauſch. Anträge an die Adminiſtration dieſer Zeitſchrift. 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, f., Kohlmarkt 7. 


Commentar 


zum österreichischen allgemeinen 


bürgerlichen Gesetzbuche 


von weiland 
Dr. Moriz von Stubenrauch. 
Vierte Auflage, nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung und der Literatur neu bearbeitet von 
Dr. Max Schuster und Dr. Carl Schreiber. 
2 Bände. 114 Bogen gr. 8°. Preis: 12 fl., gebunden in 2 elegante 
Halbfranzbände 14 fl. 


Der Verlag sowie alle Buchhandlungen liefern das nunmehr in 
vierter Auflage vollständige Werk sofort auf Verlangen. 

Die Verlagshandlung räumt den P. T. Herren Bestellern auf 
Wunsch auch die Begleichung des Kaufpreises in monatlichen Raten- 
zahlungen ein, deren Höhe nach freier Bestimmung zum mindesten im 
Betrage von 2 fl. zu stellen ist. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntuiſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 12 der Erkenutniſſe 1886. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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